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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 90 JAHREN

Rückgang des Einzahlungsüberschusses

Die Spartätigkeit der Bevölkerung, soweit sie in den Zah­
len der Sparkassen zum Ausdruck kommt, hat im ers­
ten Halbjahr dieses Jahres beträchtlich abgenommen: Die 
Einzahlungsüberschüsse bei den Sparkassen blieben im 
ersten Halbjahr 1929 um etwa 20 v.H. hinter denen des 
ersten Halbjahres 1928 zurück. 

Diese Entwicklung ist bemerkenswert, weil normalerweise 
die Spartätigkeit bei den Sparkassen gerade in Zeiten 
gedrückter Konjunkturlage anzusteigen pflegt, während 
sie in Zeiten des Konjunkturaufschwungs und der Hoch­
konjunktur abnimmt. Wenn nun trotz der Verschlechte­
rung der Konjunkturlage von 1928 auf 1929 die Spartätig­
keit gesunken ist, so ist dies wohl auf die Besonderheiten 
der Wirtschaftslage im ersten Halbjahr 1929 zurückzu­
führen: […]

Aus dem Wochenbericht Nr. 23 vom 4. September 1929

© DIW Berlin 1929
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Die Unterschiede in der Lebenserwartung je nach Lebenslohneinkommen weiten sich aus
Lebenserwartung in Jahren ab dem Alter von 65 für westdeutsche Arbeitnehmer, Lebenslohnverteilung nach Dezilen
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Audio-Interview mit Daniel Kemptner 
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ZITAT

„Eine Grundrente würde der Verletzung des Äquivalenzprinzips entgegenwirken. 

Allerdings ist zu beachten, dass es bei einer Grundrente auch um Armutsbekämpfung 

geht und dies eigentlich eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. Diese sollte nicht 

allein über die Gesetzliche Rentenversicherung finanziert werden.“ 

— Daniel Kemptner —

AUF EINEN BLICK

Besserverdienende profitieren in der 
Rentenversicherung zunehmend von höherer 
Lebenserwartung
Von Peter Haan, Daniel Kemptner und Holger Lüthen

•	 Unterschiede in der Lebenserwartung nach Lebenslohneinkommen werden für westdeutsche, 
männliche Arbeitnehmer der Jahrgänge 1926 bis 1949 untersucht

•	 Im obersten Lohndezil ist die Lebenserwartung höher als im untersten; Unterschied steigt über 
die Geburtsjahrgänge von vier auf sieben Jahre

•	 Arbeitnehmer können umso mehr Rentenzahlungen im Verhältnis zu ihren geleisteten Beiträgen 
erwarten, je höher ihr Lebenslohneinkommen ist

•	 Damit ist das Äquivalenzprinzip geschwächt, was bei Rentenreformen vor dem Hintergrund 
wachsender Altersarmut berücksichtigt werden sollte

•	 Niedrige Rentenansprüche sollten aufgewertet werden

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Die Lebenserwartung der deutschen Bevölkerung steigt nicht 

nur im Zeitverlauf, sondern divergiert auch innerhalb der Jahr-

gänge zunehmend. Untersuchungen auf Basis von Administra-

tivdaten der deutschen Rentenversicherung für westdeutsche, 

männliche Arbeitnehmer erlauben Rückschlüsse darauf, wie 

sich deren Lebenserwartung entwickelt, je nachdem wieviel 

Lohneinkommen über den Erwerbsverlauf erzielt wurde. Die 

Lebenserwartung der Geburtsjahrgänge 1926 bis 1928 liegt 

im Alter von 65 im obersten Lebenslohndezil vier Jahre höher 

als im untersten Dezil. Dieser Unterschied vergrößert sich auf 

sieben Jahre für die Geburtsjahrgänge 1947 bis 1949. Auf-

grund der unterschiedlichen erwarteten Rentenbezugsdauer 

ergeben sich daraus relevante Verteilungswirkungen in der 

Gesetzlichen Rentenversicherung. Westdeutsche Arbeitneh-

mer können umso mehr Rentenzahlungen im Verhältnis zu 

ihren geleisteten Beiträgen erwarten, je mehr Lohneinkom-

men sie erzielt haben. Dass Menschen mit niedrigen Löhnen 

nicht nur weniger, sondern aufgrund der geringeren Lebens-

erwartung kürzer Rente beziehen, widerspricht dem Äquiva-

lenzprinzip der deutschen Rentenversicherung und ist ein 

Argument für eine Aufwertung geringer Rentenansprüche, wie 

es aktuell politisch diskutiert wird.

Seit vielen Jahrzehnten steigt die Lebenserwartung in den 
meisten Ländern der Welt kontinuierlich an. In den Indus­
triestaaten erhöht sie sich seit mehr als 150 Jahren alle zehn 
Jahre um etwa 2,5 Jahre.1 Gleichzeitig divergiert sie jedoch 
zunehmend innerhalb eines Jahrgangs. Die Mortalität und 
damit die Lebenserwartung unterscheiden sich beispiels­
weise nach Bildung, Region, Vermögen oder Einkommen.2

Diese Unterschiede in der Lebenserwartung können wie­
derum weitere Verteilungswirkungen haben. Dies gilt ins­
besondere für die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV), 
die in Deutschland dem Äquivalenzprinzip unterliegt. Das 
heißt, die monatlichen Auszahlungen für Altersrenten sind 
weitgehend proportional zu den Beiträgen, die im Verlauf 
des Erwerbslebens eingezahlt wurden. Jedoch gilt dies nur 
unter der Annahme, dass sich die Lebenserwartung nicht 
systematisch nach dem Einkommen unterscheidet. Wenn 
Menschen mit hohen Lebenslohneinkommen (Kasten 1) län­
ger leben, beziehen diese Menschen bei gleichem Renten­
eintrittsalter im Durchschnitt für einen längeren Zeitraum 
ihre Rente als Menschen mit niedrigerem Lebenslohnein­
kommen, die eine geringere Lebenserwartung haben.3 Ange­
sichts der kontinuierlich steigenden Altersarmutsrisikoquo­
ten wird derzeit eine Korrektur des Äquivalenzprinzips gefor­
dert. Diskutiert wird in diesem Zusammenhang, geringe 
Rentenanwartschaften zur Bekämpfung von Altersarmut 
aufzuwerten oder Lebensleistungen wie Kinderbetreuung 
und Pflege anders anzuerkennen.4

1	 Jim Oeppen und James W. Vaupel (2002): Broken Limits to Life Expectancy. Science 296(5570), 

1029–1031.

2	 David Cutler, Angus Deaton und Adriana Lleras-Muney (2006): The Determinants of Mortality. Journal 

of Economic Perspectives 20, 97–120.

3	 Siehe hierzu auch die Diskussionen zu Verteilungswirkungen für die USA in Alan J. Auerbach et al. 

(2017): How the Growing Gap in Life Expectancy May Affect Retirement Benefits and Reforms. The Geneva 

Papers of Risk and Insurance 42(3), 475–499. Und für Deutschland: Friedrich Breyer und Stefan Hupfeld 

(2009): Neue Rentenformel: mehr Gerechtigkeit und weniger Altersarmut. DIW Wochenbericht Nr. 5, 82–86 

(online verfügbar, abgerufen am 28.05.2019. Dies gilt für alle Onlinequellen in diesem Bericht, sofern nicht 

anders vermerkt).

4	 Auch können Personen mit geringen Lebenslohneinkommen künftig schlechter vorsorgen, da ihre 

Einkommen real sinken, siehe Timm Bönke und Holger Lüthen (2014): Lebenseinkommen von Arbeit

nehmern in Deutschland: Ungleichheit verdoppelt sich zwischen den Geburtsjahrgängen 1935 und 1972. 

DIW Wochenbericht Nr. 49, 1271–1277 (online verfügbar).

Besserverdienende profitieren in der 
Rentenversicherung zunehmend von 
höherer Lebenserwartung
Von Peter Haan, Daniel Kemptner und Holger Lüthen

LEBENSERWARTUNGEN UND VERTEILUNG
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In der hier vorgestellten Studie5 wird im ersten Teil gezeigt, 
wie sich die Lebenserwartung für männliche Arbeitnehmer6 
in Westdeutschland zwischen den Geburtsjahrgängen 1926 
und 1949 (diese sind heute zwischen 70 und 93 Jahren alt) 
entwickelt hat und sich nach den Lebenslohneinkommen 
unterscheidet.

Im zweiten Teil der Studie wird gezeigt, welche Folgen diese 
Unterschiede in der Lebenserwartung für die Verteilungs­
wirkung der GRV innerhalb der Gruppe der westdeutschen 
Arbeitnehmer haben. Zudem wird untersucht, wie sich die 
Verteilungswirkungen über die Jahrgänge entwickeln.

5	 Peter Haan, Daniel Kemptner und Holger Lüthen (2019): The rising longevity gap by lifetime ear-

nings – distributional implications for the pension system. Journal of the Economics of Ageing (im Erschei-

nen).

6	 Männer, die in ihrem Arbeitsleben überwiegend selbständig oder verbeamtet waren, werden aus der 

Analyse ausgeschlossen, da nur Rentner mit Beiträgen von mehr als 30 Entgeltpunkten betrachtet wer-

den. Diese Selektion führt auch dazu, dass westdeutsche Männer mit langen Erwerbsunterbrechungen 

nicht berücksichtigt werden, da diese von den Selbständigen und Beamten nicht unterschieden werden 

können (Kasten 1).

Mortalitätsraten unterscheiden sich nach 
Lebenslohneinkommen

Die Unterschiede in der Lebenserwartung nach Lebens­
lohneinkommen werden auf Basis von Administrativdaten 
der deutschen Rentenversicherung für die Jahrgänge 1926 bis 
1949 untersucht (Kasten 1). Anhand der Daten zum Renten­
wegfall können der Todeszeitpunkt und über die Daten zu 
Rentenanwartschaften (Rentenpunkte) die Lebenslohnein­
kommen bestimmt werden.

Aus institutionellen und geschichtlichen Gründen7 lässt sich 
das Lebenslohneinkommen für westdeutsche Männer kon­
sistenter aus den Rentenanwartschaften ableiten, als dies für 
Frauen und Ostdeutsche der Fall ist. Die Studie konzentriert 

7	 Ostdeutsche der Jahrgänge 1926 bis 1949 haben den größten Teil ihres Erwerbslebens in der DDR 

verbracht, wodurch sich ihre Beiträge nicht auf das westdeutsche System eins zu eins übertragen lassen. 

Westdeutsche Frauen konnten bei einer Heirat bis 1967 aus der Rentenversicherung austreten und ihr 

Konto auflösen. Allerdings konnten sie bis 1995 mit einer Einmalzahlung wiedereintreten, wodurch dann 

kein Zusammenhang mehr zwischen Rentenanwartschaften und Erwerbsleben besteht.

Kasten 1

Rentenansprüche, Lebenslohneinkommen und Administrativdaten

Rentenansprüche und Lebenslohneinkommen

In Deutschland wird die gesetzliche Rente auf Basis der Renten-

formel berechnet. Die Grundlage hierfür stellen die gesamten 

gesammelten Entgeltpunkte dar. Man erhält einen ganzen Ent-

geltpunkt, wenn man in einem Jahr sozialversicherungspflichtig 

beschäftigt ist und das Bruttodurchschnittsentgelt verdient 

(2017: 37 077 Euro). Höhere beziehungsweise geringere Beiträge 

ergeben proportional mehr beziehungsweise weniger Entgelt

punkte. Abgesehen von Beitragsleistungen werden auch Ent-

geltpunkte unter anderem für Kindererziehungs-, Kranken- oder 

Bildungszeiten gutgeschrieben. Die gesamten Entgeltpunkte 

werden dann mit dem aktuellen Rentenwert (2017: 29,69 Euro 

in Ost- und 31,03 Euro in Westdeutschland) und dem Zugangs

faktor multipliziert. Der Zugangsfaktor beträgt eins bei regulärem 

Renteneintritt und sinkt bei vorzeitigem Renteneintritt unter eins.

Aufgrund des engen Zusammenhangs zwischen Bruttolohn und 

erworbenen Rentenpunkten lässt sich aus der Summe der gesam-

melten Rentenpunkte auf die Position eines Arbeitnehmers in der 

Lebenslohnverteilung schließen. Es gibt zwar eine Begrenzung 

des maximalen Rentenbeitrags aufgrund der Beitragsbemes-

sungsgrenze, doch trifft diese Grenze in der Regel nur Personen 

innerhalb der oberen zehn Prozent. In dieser Studie wird die Posi-

tion in der Lebenslohnverteilung durch das entsprechende Dezil 

beschrieben. Das heißt, dass die Verteilung in Zehntel unterteilt 

wird. Aus diesem Grund stellt die Begrenzung des maximalen 

Rentenbeitrags auch kein Problem für die Einordnung eines 

Arbeitnehmers dar. Soweit Entgeltpunkte für Kindererziehungs-, 

Kranken- oder Ausbildungszeiten nicht systematisch über die 

Lebenslohnverteilung variieren, beeinträchtigen auch diese zu-

sätzlichen Rentenpunkte die Einordnung in die Dezile nicht.

Administrativdaten

Die Schätzungen beruhen auf zwei verschiedenen Datensätzen. 

Zunächst wird die Lebenserwartung der Männer mit dem soge-

nannten SK90-Datensatz der Deutschen Rentenversicherung 

geschätzt. Dieser Datensatz beinhaltet sämtliche Personen in 

Deutschland, welche eine gesetzliche Rente beziehen oder deren 

Rente in einem bestimmten Jahr wegfällt (Todesfall) und liegt für 

die Kalenderjahre 1992 bis 2015 vor. Der Fokus liegt auf den Jahr-

gängen 1926 bis 1949, da diese ab Alter 65 beobachtet werden 

können. Es werden für eine genauere Schätzung des Zusammen-

hangs zwischen Alter und Mortalität aber auch Informationen zu 

den Jahrgängen 1905 bis 1925 verwendet. Es handelt sich also 

um Personen, die in der Regel eine Altersrente beziehen. Für die 

Schätzung liegen insgesamt 63 Millionen Datenpunkte von Leben-

den und von 3,4 Millionen Verstorbenen vor.

Um die Verteilungswirkungen der unterschiedlichen Lebenser-

wartungen im Rentensystem zu analysieren, werden für die Be-

rechnung der Verzinsungen biografische Informationen benötigt 

(Kasten 2). Hierfür wird auf die sogenannte Versicherungskonten-

stichprobe (VSKT) zurückgegriffen, die eine einprozentige Stich-

probe der Versicherungsbiografien von Personen zwischen 30 

und 67 Jahren in den Erhebungsjahren 2002 sowie 2004 bis 2015 

ist. Der in der vorgestellten Studie verwendete Datensatz  

(FDZ-RVVSKT2002, 2004–2015_Bönke) kann über kontrolliertes 

Fernrechnen verwendet werden. In dieser Analyse werden die 

Verteilungswirkungen für die Jahrgänge 1935 bis 1949 untersucht, 

da 1935 der älteste Jahrgang ist, für den biografische Informa-

tionen vorliegen. Insgesamt beruhen die Ergebnisse auf 14 335 

Biografien.

https://doi.org/10.1016/j.jeoa.2019.100199
https://doi.org/10.1016/j.jeoa.2019.100199
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sich daher auf westdeutsche Arbeitnehmer (ohne Ausländer) 
und zwar solche, die mindestens 30 Beitragspunkte gesam­
melt haben (rund 75 Prozent aller westdeutschen Männer). 
Damit werden zwar vor allem Selbständige (ca. zehn Prozent) 
und Beamte (ca. zehn Prozent), aber auch Menschen mit 
sehr kurzen Erwerbsbiografien und sehr niedrigen Lebens­
lohneinkommen (ca. fünf Prozent) ausgeschlossen.8 Diese 
Stichprobenbeschränkung ist aber notwendig, da die beob­
achteten Rentenanwartschaften nur für langjährige Arbeit­
nehmer eine geeignete Variable zur Bestimmung der Posi­
tion in der Lebenslohnverteilung darstellen.

Da viele Personen aus den betrachteten Jahrgängen noch 
leben, werden die Mortalitätsraten unter Nutzung eines logis­
tischen Wahrscheinlichkeitsmodells geschätzt. Diese Raten 
geben dabei die Wahrscheinlichkeit an, in einem bestimm­
ten Alter innerhalb der folgenden zwölf Monate zu sterben. 
Die Dezile der Lebenslohneinkommen beziehen sich dabei 
auf die im Alter von 65 Jahren beobachtete jahrgangsspezi­
fische Lebenslohnverteilung.9

8	 Vgl. Haan, Kemptner und Lüthen (2019), a. a. O. Hier werden die Analysen für alle westdeutschen Män-

ner auch ohne diese Beschränkung durchgeführt. Dabei zeigt sich, dass die heterogene Gruppe von Men-

schen mit sehr geringen Anwartschaften eine mittlere Lebenserwartung haben. Dieses Ergebnis erklärt sich 

durch die hohe Lebenserwartung von Beamten und Selbständigen – mit potentiell hohen Einkünften aus 

Selbständigkeit – und die niedrige Lebenserwartung von Menschen mit langen Erwerbsunterbrechungen.

9	 Angenommen wird dabei, dass der Zusammenhang zwischen Alter und Mortalität zwischen den Jahr-

gängen zwar im Niveau unterschiedlich ist, ansonsten aber keine Unterschiede im Altersverlauf aufweist. Da-

rüber hinaus ist das Modell sehr flexibel spezifiziert. Der Altersverlauf der Mortalitätsraten kann sich sowohl 

im Niveau als auch in der Form nach den Dezilen der Lebenslohnverteilung unterscheiden. Für eine detail-

lierte Beschreibung und Diskussion der Modellannahmen siehe Haan, Kemptner und Lüthen (2019), a. a. O.

Die geschätzten Mortalitätsraten erlauben es, die Lebens­
erwartung im Alter von 65 Jahren nach Jahrgängen und 
Dezilen der Lebenslohnverteilung zu berechnen. Dafür wird 
zunächst die Wahrscheinlichkeit berechnet, die jeweiligen 
Alter von 66 bis 100 Jahren zu erreichen. Anschließend wer­
den diese Wahrscheinlichkeiten für die Lebenslohndezile in 
den verschiedenen Jahrgängen aufsummiert. Den Berech­
nungen liegt die Annahme zugrunde, dass Personen spä­
testens im Alter von 100 Jahren sterben.

Lebenserwartung steigt mit höheren 
Lebenslohneinkommen stärker im Zeitverlauf

Betrachtet man die Unterschiede in der Lebenserwartung 
ab einem Alter von 65 Jahren nach Lebenslohneinkommen, 
fallen insbesondere die starken Unterschiede zwischen den 
Dezilen sowie der markante Anstieg dieser Unterschiede 
über die untersuchten Jahrgänge auf (Abbildung 1). Die 
Lebenserwartung steigt für alle Jahrgänge über die Lebens­
lohndezile hinweg an. Das heißt, dass die Lebenserwar­
tung umso höher ist, je mehr Lohneinkommen im Laufe 
eines Lebens erzielt wurde. Für die Jahrgänge 1926 bis 1928 
beträgt die Lebenserwartung ab einem Alter von 65 unge­
fähr 18 Jahre im obersten Dezil und 14 Jahre im unters­
ten Dezil. Die Differenz von vier Jahren entspricht einem 
relativen Unterschied von gut 30 Prozent. Diese Differenz 
steigt nun kontinuierlich über die Jahrgänge an: fünf Jahre 
für die Jahrgänge 1932 bis 1934, sechs Jahre für die Jahr­
gänge 1938 bis 1940 und schließlich sieben Jahre für die 

Abbildung 1

Lebenserwartung westdeutscher Arbeitnehmer ab einem Alter von 65 Jahren
In Jahren, nach Geburtsjahrgang und Lebenslohndezilen
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Anmerkung: Aus Gründen der Übersichtlichkeit enthält die Abbildung keine Konfidenzintervalle, die die Schätzunsicherheit anzeigen. Wegen des großen Datensatzes ist die Schätzunsicherheit aber ohnehin sehr klein.

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Administrativdaten der Deutschen Rentenversicherung (SK90, 1992–2015); Haan, Kemptner und Lüthen (2019), a. a. O.

© DIW Berlin 2019

Die Lebenserwartung steigt im Zeitverlauf in allen Dezilen, im obersten aber deutlich stärker als im untersten.
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Jahrgänge 1947 bis 1949, was einem relativen Unterschied 
von etwa 50 Prozent entspricht (Abbildung 2). Der Anstieg 
erklärt sich dadurch, dass die Lebenserwartung in den obe­
ren Dezilen über die Jahrgänge stärker als in den unteren 
Dezilen zunimmt. Der bereits gut dokumentierte, durch­
schnittliche Anstieg der Lebenserwartung über die Jahr­
gänge kommt also insbesondere Personen mit einem hohen 
Lebenslohneinkommen zugute.

In der hier vorgestellten Studie können mangels anderer 
Daten die Unterschiede in den Lebenserwartungen nur 
beschrieben werden. Es wird keine Aussage darüber getrof­
fen, wo diese Unterschiede herrühren und warum diese 
Unterschiede größer werden. Denkbar wäre etwa, dass sich 
gesundheitsbezogenes Verhalten (wie zum Beispiel Rau­
chen) entlang der Lebenslohnverteilung unterschiedlich ent­
wickelt hat oder dass medizinische Fortschritte den Men­
schen entlang der Lebenslohnverteilung in unterschied­
lichem Maß zugutekommen. Im ältesten Geburtsjahrgang 
könnten auch die Auswirkungen des Zweiten Weltkriegs 
eine Rolle gespielt haben.

Erweitert man die Analyse der Lebenserwartung von Män­
nern auch auf die Frauen in Deutschland, würde sich 
zunächst ein anderes Bild ergeben. Insbesondere haben 
westdeutsche Frauen der betrachteten Jahrgänge in der 
Regel aufgrund ihrer geringeren Erwerbstätigkeit deutlich 
niedrigere Rentenansprüche als Männer.10 Das gilt auch 
für gut ausgebildete Frauen. Gleichzeitig haben Frauen im 
Durchschnitt eine höhere Lebenserwartung, insbesondere 
die besser gebildeten Frauen. Das heißt, der gezeigte posi­
tive Zusammenhang zwischen Lebenslohneinkommen und 
Lebenserwartung für westdeutsche Männer wird durch die 
Unterschiede zwischen Männern und Frauen aufgehoben. 
Für künftige Rentenzugänge wird sich dieser Befund jedoch 
verändern, da Frauen zunehmend längere Erwerbsbiogra­
fien und damit höhere Lebenslohneinkommen erzielen.11 
Insofern wird sich das Bild zwischen Männern und Frauen 
angleichen. Bei der Interpretation der Ergebnisse und den 
Schlussfolgerungen für die GRV und Rentenreformen sollte 
diese Angleichung berücksichtigt werden.

Verteilungswirkungen der unterschiedlichen 
Lebenserwartungen

Es fragt sich nun, wie sich diese Unterschiede in der Lebens­
erwartung auf die Verteilungswirkung in der GRV bei west­
deutschen Arbeitnehmern auswirken und wie sich die Ver­
teilungswirkungen über die Jahrgänge entwickeln. Dabei 
ist zu beachten, dass ein Rentensystem nach dem Äquiva­
lenzprinzip, in dem die monatlichen Rentenauszahlungen 
proportional zu den eingezahlten Beiträgen sind, nur dann 

10	 Vgl. zur Rentenlücke west- und ostdeutscher Frauen Anika Rasner (2014): Geschlechtsspezifische Ren-

tenlücke in Ost und West. DIW Wochenbericht Nr. 40, 976–985 (online verfügbar).

11	 Vgl. Karl Brenke (2015): Wachsende Bedeutung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt. DIW Wochen

bericht Nr. 5, 75–86 (online verfügbar). Christian Westermeier et al. (2017): Veränderung der Erwerbs- und 

Familienbiografien lässt einen Rückgang des Gender-Pension-Gap erwarten. DIW Wochenbericht Nr. 12, 

235–243 (online verfügbar).

verteilungsneutral ist, wenn alle Personen im gleichen Alter 
in Rente gehen und die gleiche Lebenserwartung haben.

Die Unterschiede in der Lebenserwartung nach Lebens­
lohneinkommen führen jedoch dazu, dass Personen mit 
einem höheren Lebenslohneinkommen länger Rente bezie­
hen werden, also im Verhältnis zu ihren gezahlten Beiträgen 
mehr Rentenzahlungen erhalten. Dem steht gegenüber, dass 
diejenigen Personen, die von Frühverrentungsmöglichkei­
ten und von der Erwerbsminderungsrente profitieren, län­
ger Rente beziehen, aber häufig ein geringes Lebenslohnein­
kommen haben.12

Für diese Analyse werden zunächst die Renditen der GRV 
unter der Annahme einer durchschnittlichen, jahrgangs­
spezifischen Lebenserwartung nach Lebenslohndezilen 
berechnet (Kasten 2). In einem zweiten Schritt werden dann 
die empirisch geschätzten Unterschiede in der Lebenserwar­
tung nach Dezilen der Lebenslohnverteilung mitberücksich­
tigt und mit den Ergebnissen aus dem ersten Schritt vergli­
chen. Zudem werden die Renditen nach Jahrgängen aus­
gewiesen, um die Entwicklung der Verteilungswirkungen 
über die Zeit zu untersuchen. Darüber hinaus wird gezeigt, 
wie sich die Renditen erhöhen, wenn neben den indivi­
duellen Rentenzahlungen auch die Hinterbliebenenrenten 

12	 Personen, welche eine Erwerbsminderungsrente beziehen, haben ihr Erwerbsleben aus gesundheit

lichen Gründen vorzeitig beendet und verfügen zumeist über niedrige Lebenslohneinkommen. Diese 

Gruppe weist aufgrund der längeren Rentenbezugszeiten und kürzeren Erwerbszeiten aber eine durch-

schnittlich höhere Rendite für ihre Beiträge auf, siehe Holger Lüthen (2016): Rates of Return and Early 

Retirement Disincentives: Evidence from a German Pension Reform. German Economic Review 17(2), 

206–233.

Abbildung 2

Unterschied in der Lebenserwartung zwischen dem untersten 
und dem obersten Lebenslohndezil
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Die Differenz der Lebenserwartungen zwischen dem untersten und obersten Dezil 
erhöht sich von vier auf sieben Jahre.

https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.483740.de
https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.495804.de
https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.554847.de
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Ohne Berücksichtigung der Mortalität nach 
Lebenslohneinkommen

Die Ergebnisse zeigen den Zusammenhang zwischen den 
Verteilungswirkungen der GRV und der Lebenserwartung 
(Abbildung 3). Wird nur die durchschnittliche jahrgangs­
spezifische Lebenserwartung berücksichtigt, sind die Ver­
teilungswirkungen progressiv, was sich vor allem durch die 
Erwerbsminderungsrente erklären könnte. So wird zum Bei­
spiel für die Jahrgänge 1935 bis 1937 eine reale Rendite von 
1,7 Prozent im untersten und von etwa einem Prozent im 
obersten Dezil gefunden.

Vergleicht man die Verteilung der Renditen über die Jahr­
gänge, fallen vor allem zwei Befunde auf. Erstens sinkt 
die Höhe der realen Renditen über die Jahrgänge auf rund 
0,65 Prozent. Dieser Rückgang kann durch die unterschiedli­
chen Rentenreformen der letzten Jahrzehnte – wie beispiels­
weise die Einführung von Abschlägen bei Frühverrentung – 
erklärt werden. Zweitens bleibt die Differenz der Renditen 
zwischen oberstem und unterstem Dezil relativ konstant. 
An dieser Stelle muss betont werden, dass es sich um reale 
Renditen handelt. Andere Studien, zum Beispiel von der 
Rentenversicherung selbst, weisen oftmals eine Rendite von 
zwei bis drei Prozent aus. Da es sich hierbei um nominale 
Zinsen handelt und die Inflationsrate seit 1950 im Durch­
schnitt 2,4 Prozent beträgt (nominale Rendite = reale Ren­
dite plus Inflation), sind diese Werte im Einklang mit den in 
der vorliegenden Studie ausgewiesenen realen Renditen.14

Mit Berücksichtigung der Mortalität nach 
Lebenslohneinkommen

Ein anderes Bild ergibt sich jedoch, wenn die Unterschiede 
in der Lebenserwartung nach Lebenslohneinkommen mit­
berücksichtigt werden. Dann nehmen die Renditen ab dem 
zweiten Dezil monoton mit den Lebenslohneinkommen zu 
und fallen für das oberste Dezil am höchsten aus. Westdeut­
sche Arbeitnehmer können also umso mehr Rentenzah­
lungen im Verhältnis zu ihren geleisteten Beiträgen erwar­
ten, je höher ihr Lebenslohneinkommen ist (Abbildung 3).

Für die Jahrgänge 1935 bis 1937 zeigt sich ein u-förmi­
ges Muster. Die Rendite im untersten Lebenslohndezil ist 
weitaus höher als in den mittleren Dezilen, was den groß­
zügigen Frühverrentungsmöglichkeiten, die diesen Jahrgän­
gen offenstanden und von den unteren Dezilen überpro­
portional in Anspruch genommen wurden, zu verdanken 
ist. Aber auch für die Jahrgänge 1935 bis 1937 ist die Ren­
dite für das unterste Dezil mit 1,2 Prozent signifikant nied­
riger als für das oberste Dezil mit 1,5 Prozent. Für die jün­
geren Jahrgänge sind die Ergebnisse noch deutlich ausge­
prägter. Zum Beispiel erhalten die Jahrgänge 1947 bis 1949 
im obersten Dezil mit 1,2 Prozent eine Rendite, die dreimal 
höher als im untersten Dezil ist (0,4 Prozent).

14	 Für die nominale Rendite siehe zum Beispiel Carsten Schröder (2011): Profitability of pension contri-

butions – evidence from real-life employment biographies. Journal of Pension Economics and Finance 11, 

311–336.

für Witwen mitberücksichtigt werden.13 Für die Berück­
sichtigung der Hinterbliebenenrenten wurde – wie für die 
Arbeitnehmer – die Lebenserwartungen der Witwen nach 
dem Lebenslohneinkommen ihrer verstorbenen Ehemän­
ner berechnet. Zudem wurde berechnet, wie wahrschein­
lich es ist, dass diese westdeutschen Männer eine Witwe 
zurücklassen.

13	 21 Prozent aller ausgezahlten Renten in Westdeutschland im Jahr 2017 sind Witwen- beziehungsweise 

Witwerrenten, siehe Rentenbestand 2017 in Rentenversicherung (2018): Rentenversicherung in Zeitreihen. 

Ausgabe 2018 (online verfügbar).

Kasten 2

Individuelle Verzinsung mit dem internen 
Zinsfuß

Die Methode des sogenannten internen Zinsfußes berechnet 

die Verzinsung auf die geleisteten Rentenbeiträge, die benö-

tigt wird, um sämtliche erwartete Rentenauszahlungen einer 

Person bis zu ihrem (statistischen) Tod zu gewährleisten. 

Die Verzinsung wird individuell ausgerechnet und beruht 

auf realen, inflationsbereinigten Werten des Jahres 2015. Die 

Vorausberechnung künftiger Renten für Jahre ab 2017 nimmt 

einen kleinen realen Rentenanstieg von 1,5 Prozent an.1 Die 

Sterbewahrscheinlichkeiten basieren auf den geschätzten 

Mortalitätsraten für die Generation und das Dezil in der Le-

benslohnverteilung. Der interne Zinsfuß einer Person j kann 

nun mit folgender Formel berechnet werden:

Alter 14
c j 1 ij

R
65 p j

1 ij
R

100

66

cg d
65 pj

1 ij
R

Alter R Alter 

Alter R a a a

Alter 

Alter 

a aφa
aa a

a

Mit:	 cj,a	 Beiträge von Person j im Jahr des Alters a
	 pj,a	� Erhaltene Renten von Person j im Jahr des Al-

ters a
	 φcg,a,d

65	� Überlebenswahrscheinlichkeit der Jahrgangs-

gruppe cg im Alter a nach Dezil d, gegeben dass 

das 65. Lebensjahr bereits erreicht wurde

	 ij	 Interner Zinsfuß von Person j
	 R	 Alter des Renteneintritts

Die linke Seite der Gleichung zeigt die Beiträge vom Alter 

14 bis zum Renteneintrittsalter R. Die rechte Seite zeigt die 

Renten vom Renteneintrittsalter R bis Alter 100 und ist in zwei 

Teile geteilt. Der erste Teil zeigt die Renten von R bis 65 und 

der zweite von 66 bis 100. In den zweiten Teil der Gleichung 

fließen dann auch die geschätzten Dezil- und Jahrgangsgrup-

pen-spezifischen Sterblichkeitsraten φcg,a,d
65 ein. In jeder Glei-

chung befindet sich außerdem die individuelle Verzinsung ij.

1	 Diese Annahme beeinflusst die Berechnung der Verzinsungen nicht übermäßig stark, siehe 

Holger Lüthen (2016): Rates of Return and Early Retirement Disincentives: Evidence from a German 

Pension Reform. German Economic Review 17(2), 206–233.

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/6_Wir_ueber_uns/03_fakten_und_zahlen/03_statistiken/02_statistikpublikationen/03_rv_in_zeitreihen.pdf?__blob=publicationFile&v=22
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Mit Berücksichtigung von Witwenrenten

Es werden zusätzlich auch die Renditen gezeigt, die sich 
unter Berücksichtigung der Hinterbliebenenrenten erge­
ben, die Witwen nach dem Tod ihres Ehemanns beziehen 
können (Kasten 3). Die unteren Dezile profitieren überpro­
portional von den Hinterbliebenenrenten. Dies spiegelt sich 
in einem stärkeren Anstieg der Renditen sowohl in relati­
ver als auch in absoluter Hinsicht wider. So steigt zum Bei­
spiel für die Jahrgänge 1947 bis 1949 die Rendite im unters­
ten Dezil von 0,4 Prozent auf 0,7 Prozent und im obersten 
Dezil nur von 1,2 Prozent auf 1,4 Prozent an (Abbildung 4). 
Dies erklärt sich dadurch, dass der frühere Tod der Gering­
verdiener bei den Verteilungswirkungen der Hinterbliebe­
nenrenten schwerer wiegt als die geringere Lebenserwar­
tung ihrer Witwen. Trotzdem bleibt der Befund bestehen, 
dass die Rendite für westdeutsche Männer auch bei Berück­
sichtigung der erwarteten Rentenzahlungen an ihre Witwen 
umso höher ist, je höher ihr Lebenslohneinkommen ist.

Fazit: Unterschiedliche Lebenserwartungen 
sollten bei künftigen Rentenreformen 
mitberücksichtigt werden

Die hier vorgestellte Studie zeigt, dass sich die Lebenserwar­
tung für westdeutsche Arbeitnehmer deutlich nach Lebens­
lohneinkommen unterscheiden und dass diese Unterschiede 
merklich über die Jahrgänge zugenommen haben. Für Arbeit­
nehmer der Geburtsjahrgänge 1926 bis 1928 liegt die Lebens­
erwartung im obersten Dezil der Lebenslohnverteilung vier 

Abbildung 3

Renditen auf Rentenbeiträge
In Prozent nach Jahrgang und Dezilen der Lebenslohnverteilung
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Wird die unterschiedliche Lebenserwartung berücksichtigt, erhalten Arbeitnehmer eine umso höhere Rendite auf ihre Rentenbeiträge, je höher ihr Lebenslohn
einkommen ist.

Abbildung 4

Renditen auf Rentenbeiträge unter Berücksichtigung der 
Witwenrenten
In Prozent nach Jahrgang und Dezilen der Lebenseinkommens
verteilung
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Die unteren Dezile profitieren zwar überproportional von den Witwenrenten. 
Doch bleibt die Verzinsung im obersten Dezil am höchsten.
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Jahre höher als im untersten Dezil. Dies entspricht einem 
Unterschied von etwa 30 Prozent, wenn man die ab einem 
Alter von 65 Jahren erwartbaren verbleibenden Lebensjahre 
zugrunde legt. Dieser Unterschied vergrößert sich auf sie­
ben Jahre (etwa 50 Prozent) für die zwischen 1947 bis 1949 
Geborenen.

Die Ergebnisse der Studie belegen darüber hinaus, dass die 
Unterschiede in der Lebenserwartung nach Lebenslohnein­
kommen zu deutlichen Verteilungswirkungen in der Gesetz­
lichen Rentenversicherung führen. Die progressiven Wir­
kungen der Erwerbsminderungsrente und der Frühver­
rentungsprogramme wiegen dabei weniger stark als die 
regressiven Effekte der Mortalitätsunterschiede nach Lebens­
lohneinkommen. Daher steigen für westdeutsche Arbeitneh­
mer die Renditen der Gesetzlichen Rentenversicherung fast 
monoton mit den Lebenslohneinkommen.

Künftig wird sich dieser Befund auch auf Arbeitnehmerin­
nen übertragen lassen. In den betrachteten Jahrgängen bis 
1949 haben insbesondere westdeutsche Frauen aufgrund 
ihrer geringeren Erwerbstätigkeit zwar noch deutlich nied­
rigere Rentenansprüche als Männer, wenn auch eine gleich­
zeitig höhere Lebenserwartung. Da Frauen aber zunehmend 
längere Erwerbsbiografien und damit höhere Lebenslohnein­
kommen erzielen, wird sich das Bild zwischen Männern und 
Frauen künftig angleichen und der gezeigte positive Zusam­
menhang zwischen Lebenslohneinkommen und Lebens­
erwartung auch bei Frauen auftreten. Das Gleiche gilt für 
die Unterschiede zwischen Rentnerinnen und Rentnern in 
Ost- und Westdeutschland. So werden Beitragszeiten in der 
DDR für die kommenden Rentenzugänge immer weniger 
relevant sein.

Aus diesen Ergebnissen lassen sich wichtige Schlussfol­
gerungen für künftige Rentenreformen ableiten. Insbeson­
dere ist es notwendig, die Unterschiede in der Lebenser­
wartung nach Lebenslohneinkommen zu berücksichtigen, 
wenn über die Einhaltung des Äquivalenzprinzips disku­
tiert wird.15

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse sind Argumente 
gegen die Aufwertung geringer Rentenanwartschaften auf 
Basis des Äquivalenzprinzips, um Altersarmut zu bekämp­
fen oder Lebensleistungen anzuerkennen, wenig überzeu­
gend. Sie gelten nur unter der hier empirisch verworfenen 
Annahme einer durchschnittlichen jahrgangsspezifischen 
Lebenserwartung. Die hier nachgewiesene geringere Lebens­
erwartung von Menschen mit niedrigen Lebenslohnein­
kommen spricht dagegen für eine Aufwertung von gerin­
gen Rentenansprüchen. Hierbei ist jedoch zu beachten, 
dass von einer Aufwertung insbesondere auch Beamte und 
Selbständige mit geringen GRV-Rentenanwartschaften pro­
fitieren würden. Generell sollten eigenständige Regelun­
gen gefunden werden, wie zum Beispiel Mindestbeitrags­
zeiten als Voraussetzung für eine Höherbewertung. Bei einer 

15	 Breyer und Hupfeld (2009), a. a. O.

Kasten 3

Witwenrenten

Neben den eigenen Renten der Arbeitnehmer lässt sich zu-

sätzlich die finanzielle Absicherung hinterlassener Witwen 

über die Hinterbliebenenrenten als Ertrag auf die Rentenbei-

träge interpretieren. Es werden daher auch die Verzinsungen 

berechnet, die sich unter Berücksichtigung der Witwenrenten 

ergeben. Für diese Erweiterung ist es nötig zu wissen, mit 

welcher Wahrscheinlichkeit eine Person nach dem Tod eine 

Witwe hinterlässt, welchen Anteil der Rente des Verstorbenen 

diese Witwe erhält und wie hoch die verbleibende Lebens

erwartung der Witwe ist, nachdem der Ehemann verstorben 

ist. Sämtliche dieser Wahrscheinlichkeiten lassen sich aus den 

Administrativdaten schätzen, wobei sich hierfür aufgrund der 

geringeren Fallzahlen bei den Witwen nur die Mortalitätsraten 

nach Quintilen der Lebenslohnverteilung der westdeutschen 

Arbeitnehmer mit ausreichender Präzision schätzen lassen. 

Die Analyse vernachlässigt also die zusätzlichen Unterschiede 

in der Mortalität der Witwen, die man möglicherweise bei einer 

Dezileinteilung finden könnte. Zudem werden größere Jahr-

gangsgruppen gebildet. Es zeigt sich, dass die Witwen besser-

verdienender Arbeitnehmer eine höhere Lebenserwartung 

haben, als dies für die Witwen geringverdienender Arbeitneh-

mer der Fall ist (Abbildung).

Abbildung

Lebenserwartung der Witwen, wenn der Ehemann im Alter von 
65 Jahren stirbt
In Jahren, nach Geburtsjahrgang und Lebenslohndezilen der 
Ehemänner
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Administrativdaten der Deutschen Rentenversicherung (SK90, 1992–2015); Haan, 
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Die Witwen besserverdienender Arbeitnehmer leben deutlich länger als die Witwen 
aus den unteren Lebenslohndezilen.
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Aufwertung geringer Rentenansprüche könnte anstelle einer 
Finanzierung innerhalb der GRV, beispielsweise bei einer 
Grundrente, eine Steuerfinanzierung in Betracht gezogen 

werden, um nicht einseitig die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer für diesen gesamtgesellschaftlich relevanten 
Interessenausgleich zu belasten.
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1.	 Herr Kemptner, Sie haben den Zusammenhang zwischen 

Lebenserwartung und Lebenslohneinkommen für west-

deutsche, männliche Arbeitnehmer der Jahrgänge 1926 

bis 1949 untersucht. Warum haben Sie sich dabei auf 

diese spezielle Gruppe konzentriert? Nur für diese Gruppe 

konnten wir einen engen Zusammenhang zwischen Renten-

ansprüchen und tatsächlich erzielten Lebenslohneinkommen 

untersuchen. Zum Beispiel haben die Ostdeutschen, je nach 

Jahrgang, einen erheblichen Anteil ihrer Erwerbsbiografie 

in der DDR verbracht, wo andere Bedingungen auf dem 

Arbeitsmarkt herrschten. Bei westdeutschen Frauen war 

die Besonderheit, dass sie sich bis 1967 bei einer Heirat ihre 

erworbenen Rentenansprüche auszahlen lassen und später 

wieder in die Rentenversicherung eintreten konnten, aber in 

jedem Fall war der Zusammenhang zwischen Rentenansprü-

chen und dem Einkommen unterbrochen. Und Beamte und 

Selbständige sorgen außerhalb der Gesetzlichen Renten

versicherung für ihr Alter vor.

2.	 Wie hängen Lebenserwartung und Lebenslohneinkom-

men zusammen? Wir haben herausgefunden, dass sich 

zwischen dem unteren und dem obersten Lohndezil die 

Lebenserwartung im Alter von 65 um vier Jahre für den 

ältesten Geburtsjahrgang unterscheidet und dass dieser 

Unterschied bis zum Jahrgang 1949 auf bis zu sieben Jahre 

ansteigt.

3.	 Menschen mit niedrigem Lebenslohneinkommen bezie-

hen also nicht nur weniger, sondern auch kürzer Rente? 

Das ist richtig. Für ein gegebenes Renteneintrittsalter ist bei 

ihnen die erwartete Rentenbezugsdauer auch kürzer.

4.	 Wie wirken sich die Unterschiede in der Lebenserwar-

tung auf die Verteilungswirkung des Rentensystems 

aus? Sie führen letztendlich dazu, dass Menschen relativ zu 

ihren geleisteten Beiträgen in das Rentensystem umso mehr 

Rentenzahlungen erwarten können, je höher ihr Lebens-

lohneinkommen war. Das Rentensystem zeigt sich also 

gegenüber Arbeitnehmern mit höheren Lebenslohneinkom-

men großzügiger. Dies hat insofern eine Verteilungswirkung, 

als die Lebenslohneinkommen einschließlich des Rentenein-

kommens ungleicher werden.

5.	 Wie lässt sich das mit dem Äquivalenzprinzip im deut-

schen Rentensystem vereinbaren? Bei dem Äquivalenz-

prinzip geht es darum, dass die jährlichen Rentenzahlungen 

proportional zu den zuvor geleisteten Beiträgen sind. Die 

Idee dabei ist, dass jeder relativ zu seinen Beiträgen gleich 

viel aus der Rentenversicherung ausbezahlt bekommen soll, 

nur wird dies in gewisser Weise durch die unterschiedlichen 

Lebenserwartungen unterlaufen.

6.	 Was bedeuten Ihre Ergebnisse für künftige Renten-

reformen? Der von uns gezeigte Widerspruch mit dem 

Äquivalenzprinzip spricht natürlich grundsätzlich für eine 

Aufwertung niedriger Rentenansprüche, um die geringeren 

Lebenserwartungen auszugleichen. Dies könnte beispiels-

weise über eine höhere Gewichtung dieser niedrigen Renten-

ansprüche in der Rentenformel gelingen.

7.	 Inwieweit könnte eine Grundrente das Problem lösen? 

Eine Grundrente würde der Verletzung des Äquivalenzprin-

zips entgegenwirken, allerdings ist zu beachten, dass es bei 

einer Grundrente auch um Armutsbekämpfung geht und dies 

eigentlich eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, die nicht 

allein über die Gesetzliche Rentenversicherung finanziert 

werden sollte. Man könnte auch Steuermittel zur Finanzie-

rung heranziehen. Man sollte außerdem in Betracht ziehen, 

dass gerade Beamte und Selbständige zwar häufig niedrige 

Rentenansprüche, aber gleichzeitig hohe Lebenseinkommen 

haben. Insofern braucht es auch Regeln, wie beispielsweise 

Mindestbeitragszeiten in der Gesetzlichen Rentenversiche-

rung oder die Berücksichtigung sonstiger Alterseinkommen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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2018 | Alexander Konon, Alexander Kritikos

Prediction Based on Entrepreneurship-Prone Personality Profiles: 
Sometimes Worse Than the Toss of a Coin

The human personality predicts a wide range of activities and occupational choices—from 

musical sophistication to entrepreneurial careers. However, which method should be 

applied if information on personality traits is used for prediction and advice? In psycho-

logical research, group profiles are widely employed. In this contribution, we examine the 

performance of profiles using the example of career prediction and advice, involving a 

comparison of average trait scores of successful entrepreneurs with the traits of poten-

tial entrepreneurs. Based on a simple theoretical model estimated with SOEP data and 

analyzed with Monte Carlo methods, we show, for the first time, that the choice of the comparison method 

matters substantially. We reveal that under certain conditions the performance of average profiles is inferior 

to the tossing of a coin. Alternative methods, such as directly estimating success probabilities, deliver better 

performance and are more robust.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

SOEP Papers Nr. 1013 

2018 | Marleen von der Heiden, Ralf Himmelreicher

Mindestlohn und Lohngerechtigkeit

Wie nehmen Geringverdiener den Mindestlohn war? Führt er in ihren Augen zu 

mehr Lohngerechtigkeit? Zur Beantwortung dieser Fragen wurden im Auftrag des 

Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) des DIW Berlin von Infratest Sozialforschung 

Fokusgruppengespräche durchgeführt. An diesen Gesprächen haben 31 Personen teil-

genommen. Unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktsituation von zum Teil arbeitslosen, 

zum Teil im Niedriglohnsegment beschäftigten Befragten aus verschiedenen Regionen 

geht es zunächst darum herauszufinden, ob sie ihre eigene Entlohnung als gerecht ein-

schätzen. In einem zweiten Schritt wird nach der Eignung des Mindestlohns als Instrument 

zur Herstellung von Lohngerechtigkeit gefragt. Schließlich geht es um die Erfahrungen der Befragten mit 

der Durchsetzung des Mindestlohns. Halten sich Beschäftigte und Unternehmen daran oder wird er um-

gangen? Und falls er umgangen wird, welche Umgehungsstrategien werden genannt? Erste Ergebnisse 

der Auswertung zeigen, dass Arbeitslose und geringverdienende Befragte ihre Arbeitsmarktsituation 

eher als perspektivlos einschätzen. Vor allem ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die-

jenigen, die Kinder oder Angehörige betreuen, fühlen sich am Arbeitsmarkt ungerecht behandelt. Die 

Einschätzung des Mindestlohns fällt im Allgemeinen positiv aus, jedoch werden Ausnahmeregelungen und 

Umgehungsstrategien als ungerecht wahrgenommen.
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Does Culture Trump Money?  
Erwerbsverhalten und Kitanutzung von Müttern mit und  
ohne Migrationshintergrund in Deutschland

Diese Studie untersucht das Erwerbs- und Kitanutzungsverhalten von Müttern mit und 

ohne Migrationshintergrund in Deutschland. Wir nutzen die Wellen 2007-2015 des Sozio-

oekonomischen Panels (SOEP) mit den Migrantenstichproben M1 und M2, um signifi-

kante Assoziationen zwischen Migrationshintergrund und Erwerbswahrscheinlichkeit, 

Arbeitsstunden und Kitanutzungswahrscheinlichkeit unter Kontrolle von Humankapital-, 

Haushalts-, Milieu- und Makrofaktoren zu identifizieren. Dabei korrigieren wir für Selbstselektion in 

Beschäftigung und potenzielle Endogenität der Kitanutzung. Wir finden keine Bestätigung für einen eigen-

ständigen Einfluss eines Migrationshintergrunds auf die Kitanutzung der Mütter. Allerdings nutzen Mütter 

mit südeuropäischen Wurzeln und jüngstem Kind im Alter 3 bis 5 Jahre seltener Kindertagesbetreuung als 

Mütter ohne Migrationshintergrund. Zur Erwerbswahrscheinlichkeit der Mütter beider Kindesaltersgruppen 

hat der Migrationshintergrund signifikant negative Bezüge. Ein direkter (indirekter) Migrationshintergrund 

geht, verglichen mit keinem Migrationshintergrund, bei sonst gleichen Müttermerkmalen mit einer um 6,3 

% (5,9 %) niedrigeren Erwerbswahrscheinlichkeit bei Müttern jüngster Kinder unter 3 Jahren einher. Bei 

Müttern jüngster Kinder von 3-5 Jahren sind es 8,0 % (6,7 %). Mütter jüngster Kinder unter 3 Jahren (im 

Alter 3 bis 5 Jahre) mit Wurzeln in arabisch-muslimischen Ländern haben eine um 7,1 % (21,1 %) geringere 

Erwerbswahrscheinlichkeit. Letztere steigt zudem mit der Aufenthaltsdauer in Deutschland. Zur (kondi-

tionalen) Wochenarbeitszeit finden wir keine signifikanten Assoziationen des Migrationshintergrunds. 

Zusammenfassend zeigt sich, dass über die ökonomischen Motive hinaus auch kulturelle Faktoren und 

grundlegende Orientierungen und Werthaltungen das alltagspraktische Handeln der Mütter, gemessen im 

Erwerbsverhalten und der Kitanutzung, prägen.
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2019 | Aline Zucco

Occupational Characteristics and the Gender Pay Gap

Germany has a large persistent Gender Pay Gap of 21 %; although this gap is not constant 

across occupations. The question arises why some occupations have large Gender Pay 

Gaps while others have only small gaps. Using data from the Structural Earnings Study 

merged with occupational task information provided by the Federal Labor Office, this 

paper aims to uncover the relationship between occupational characteristics and the 

Gender Pay Gap. To do so, I apply a two-step approach, where the first step uses individ-

ual characteristics to estimate the adjusted occupation-specific Gender Pay Gaps. In the 

second step, these gaps are regressed on occupational characteristics. I find that wage 

differences between men and women are lower in occupations with linear earnings and in occupations with a 

large share of public firms. Moreover, we observe that an increasing share of persons with supervisory power 

is linked to larger wage differences between men and women, which indicates the presence of a glass ceiling. 

Finally, the Gender Pay Gap is higher in occupations with routine tasks. Moreover, the findings suggest that 

the more that employees can be substituted with other employees, the lower is the Gender Pay Gap. Hence, 

this study extends previous findings on occupation-specific Gender Pay Gaps by linking them to occupational 

characteristics on a more general level.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

Discussion Papers Nr. 1795 

2019 | Benedikt Downar, Jürgen Ernstberger, Hannes Rettenbacher, Sebastian Schwenen, 

Aleksandar Zaklan

Fighting Climate Change with Disclosure?  
The Real Effects of Mandatory Greenhouse Gas Emission 
Disclosure

We examine how mandatory disclosure of greenhouse gas (GHG) emissions influences 

companies’ emission levels. We identify the effect of full transparency by exploiting a man-

date requiring UK-incorporated listed companies to disclose information on GHG emis-

sions in their annual reports. Comparing the emissions of installations (e.g. power plants, 

or oil refineries) owned by listed companies and installations owned by firms not subject to 

the mandate, we document that disclosing GHG emissions in annual reports reduces emission levels by up to 

18%. Emission reductions occur across all industries but are largest for installations from the energy supply 

industry. Our results are robust to various specifications and document the incremental effect of disclosing 

emission data in annual reports, as firms had to report emission data to a central register already before the 

disclosure mandate.
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Gut 61 Prozent der Wahlberechtigten in Deutschland haben 

bei der Europawahl ihre Stimme abgegeben – rund 13 Prozent-

punkte mehr als fünf Jahre zuvor. Dass wieder mehr Menschen 

ihr urdemokratisches Recht wahrnehmen, wählen zu gehen, ist 

grundsätzlich zu begrüßen. Schade ist nur, dass sehr viele junge 

Menschen, die die Europapolitik der kommenden Jahre sehr viel 

angehen wird, davon ausgeschlossen waren.

Gerade in Zeiten, in denen Schülerinnen und Schüler im 

Rahmen der „Fridays for Future“-Demonstrationen für den 

Klimaschutz auf die Straße gehen, wäre eine Debatte über 

das Wahlalter wichtig. Aktuell sind Bürgerinnen und Bürger in 

Deutschland ab dem vollendeten 18. Lebensjahr wahlberechtigt. 

Dies gilt nicht nur für die Europawahl, sondern auch für Bundes- 

und die meisten Landtagswahlen. Eine wiederkehrende Forde-

rung ist das Absenken des Wahlalters auf 16 Jahre. Eines der 

Argumente: Die politische Bildung und das politische Interesse 

junger Menschen steigen, wenn diese über ihre Zukunft mitbe-

stimmen können. Es wird jedoch auch hinterfragt, ob 16-Jährige 

die nötige geistige und politische Reife besäßen.

Was in dieser Debatte oft ausgeblendet wird: Das gesetzliche 

Wahlrecht ab 18 Jahren schränkt in der Praxis bei vielen jungen 

Menschen das Wahlrecht deutlich länger ein. Die Europawahl 

beispielsweise fand in diesem Jahr am 26. Mai statt. Wahl

berechtigt waren somit alle Bürgerinnen und Bürger, die vor 

dem 26. Mai ihren 18. Geburtstag feiern konnten – also alle, die 

vor dem 27. Mai 2001 geboren wurden. Wer aber am 27. Mai 

2001 auf die Welt kam, darf, sollte es bei der vorgesehenen 

Legislaturperiode von fünf Jahren bleiben, erst im Jahr 2024 das 

erste Mal an einer Europawahl teilnehmen, abhängig vom exak-

ten Wahldatum also mit 22 oder 23 Jahren. Die Erstwählerinnen 

und Erstwähler sind bei einer fünfjährigen Legislaturperiode 

nach Adam Riese im Durchschnitt also nicht 18, sondern 

20,5 Jahre alt. Auf Bundesebene liegt der Durchschnitt bei 

einem vierjährigen Wahlzyklus bei 20 Jahren.

Zeitgleich zur Europawahl fand in Bremen die Wahl der Bürger-

schaft statt. Auch in drei ostdeutschen Bundesländern werden in 

diesem Jahr die Landesparlamente neu gewählt. Wer in Sachsen 

oder Thüringen wohnt und erst am Jahresende das gesetzliche 

Wahlalter erreicht, ist direkt doppelt betroffen: Ohne vorgezo-

gene Neuwahlen nimmt man dann erst mit 22 bis 23 Jahren das 

erste Mal an Europa- und Landtagswahlen teil – in der Regel 

also nach Abschluss der Berufsausbildung oder sogar des Studi-

ums. Diese Menschen müssen andere und hoffentlich friedliche 

Wege finden, ihrer politischen Meinung Gehör zu verschaffen. 

Viel sinnvoller wäre es, sie früher wählen zu lassen.

In Brandenburg, Bremen, Schleswig-Holstein und Hamburg darf 

auf Kommunal- und Landesebene bereits ab dem 16. Geburts-

tag gewählt werden. Auch andere Bundesländer erlauben die 

Teilnahme an Kommunalwahlen ab dem 16. Geburtstag. In 

Hessen wurde eine 1998 eingeführte Regel zur Absenkung des 

Wahlrechts auf 16 Jahre bereits im Jahr 1999 unter der Landes-

regierung von Roland Koch wieder abgeschafft.

Doch warum nicht der nachwachsenden Generation (noch) 

mehr politisches Gehör verschaffen? Der demografische Wandel 

macht es noch viel dringlicher, über ein geringeres Mindestalter 

für die Teilnahme an Wahlen nachzudenken. Schon bei der Bun-

destagswahl 2017 war nur jeder siebte Wahlberechtigte unter 

30 Jahre alt. Es besteht die Gefahr, dass langfristige Interessen 

nicht mehr ausreichend berücksichtigt werden. Nicht ohne 

Grund geht es in der „Fridays for Future“-Bewegung um künftige 

Probleme wie den Klimawandel, der in zehn, 20 oder 50 Jahren 

voll durchschlägt, wenn jetzt nicht gegengesteuert wird.

Es wird Zeit für ein bundesweites gesetzliches Wahlrecht ab dem 

16. Geburtstag, und zwar auf allen Ebenen. Mit einer Absenkung 

des Wahlalters auf 16 Jahre wären die Erstwählerinnen und Erst-

wähler im Durchschnitt dann zumindest ab dem 19. Lebensjahr 

vollwertig in unsere Demokratie eingebunden.

Felix Weinhardt ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung Bildung und Familie des DIW Berlin.  
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Gebt der Jugend endlich 
eine Stimme!
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